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I. EINLEITUNG 
Obwohl Schutzinstrumente1 zur Verfügung stehen, haben sich Kulturgüter zu einem der am 
häufigsten unrechtmäßig gehandelten Güter entwickelt. Der Verlust von national wertvollem 
Kulturgut2 bedeutet einen besonders großen Schaden für die Identität, die Geschichte sowie 
die Kultur eines Staates, da die Bezugsquelle der nationalen oder lokalen Identität der Be-
völkerung der Mitgliedstaaten verloren geht.3 
Seit 2013 plante die Europäische Kommission (KOM) eine Neufassung der Richtlinie 
93/7/EWG vom 15.03.19934, die ein Rückgabesystem von unrechtmäßig verbrachten Kultur-
gütern einführte. Zwischen der KOM, dem Rat der Europäischen Union (Rat) sowie dem Eu-
ropäischen Parlament (EP) wurde die Meinung geteilt, dass die Richtlinie einer Überarbei-
tung unterzogen werden sollte5, um die Rückbringung von Kulturgütern in der Europäischen 
Union (EU) zu verbessern. 
In der folgenden Arbeit soll die Frage untersucht werden, in welchen Aspekten sich die Richt-
linie 2014/60/EU vom 15.05.20146 von der Richtlinie 93/7/EWG unterscheidet. Zur Beantwor-
tung der Frage wird ein Normenvergleich gewählt, der die entsprechenden inhaltlichen Ver-
änderungen der neuen Richtlinie mit der alten vergleicht. Weiterhin sollen mögliche Auswir-
kungen auf die Novellierung des deutschen Kulturgüterschutzes gezeigt werden. 
Im folgenden Kapitel wird die Entstehung des Europäischen Sekundärrechts zum Thema der 
Rückgabe unrechtmäßig verbrachter national wertvoller Kulturgüter durch die Richtlinie 
93/7/EWG (im Weiteren auch alte Richtlinie genannt) und ihre Verbindung zur Verordnung 
3911/92 vom 31.12.19927 beschrieben. Anschließend an die Kritik und Umsetzung der Richt-
linie folgt in Kapitel III eine Darstellung des deutschen Kulturgüterschutzes und den Bezug 
zur alten Richtlinie. Kapitel IV als Herzstück der Arbeit befasst sich mit der Darstellung und 
Analyse der Richtlinie 2014/60/EU (im Weiteren neue Richtlinie genannt) und weist Verände-
rungen zur alten Richtlinie auf. Im Anschluss an eine zusammenfassende Bewertung wird 
auf die Umsetzung in Mitgliedstaaten eingegangen, die bis zum 18.12.2015 durchgeführt 
werden sollte. Des Weiteren wird die Umsetzung im neuen Kulturgutschutzgesetz8 (KGSG) 
aufgezeigt, welches am 06.08.2016 in Kraft getreten ist. 
                                               
1 Neben nationalstaatlichen Bestimmungen gelten für Deutschland u.a. auch das folgende internationale Recht in Bezug auf 
Kulturgutschutzbestimmungen: UNESCO-Übereinkommen über Maßnahmen zum Verbot und zur Verhütung der rechtswidrigen 
Einfuhr, Ausfuhr und Übereignung von Kulturgut vom 17. November 1970, BGBl. II 2007, S. 627; Konvention zum Schutz von 
Kulturgut bei bewaffneten Konflikten vom 14. Mai 1954, BGBl. II 1967, S. 1233; Europäisches Kulturabkommen vom 19. De-
zember 1955, BGBl. II 1955, S. 1128-1132; Europäisches Übereinkommen vom 16. Januar 1992 zum Schutz des archäologi-
schen Erbes, BGBl. II 2002, S. 2709-2710. 
2 Wird im folgenden Text nicht ausdrücklich auf eine Unterscheidung zwischen anderen Kulturgütern und national wertvollen 
Kulturgütern hingewiesen, bezieht sich das Wort ‚Kulturgut‘ im fortlaufenden immer auf national wertvolles Kulturgut. 
3 Europäische Kommission, Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über die Rückgabe von 
unrechtmäßig aus dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats verbrachten Kulturgütern (Neufassung), 30.05.2013, KOM(2013) 311 
endg., S. 3. 
4 Richtlinie 93/7/EWG des Rates vom 15. März 1992 über die Rückgabe von unrechtmäßig aus dem Hoheitsgebiet eines Mit-
gliedstaats verbrachten Kulturgütern, ABlEG L 74 vom 27.03.1993. Der Anhang wurde verändert durch die Richtlinie 
96/100/EG, ABlEG L 60 vom 01.03.1997 und die Richtlinie 2001/38/EG vom 10.07.2001, ABlEG L 187. 
5 Europäischer Ausschuss für Kultur und Bildung, Arbeitsdokument zu dem Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen 
Parlaments und des Rates über die Rückgabe von unrechtmäßig aus dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats verbrachten 
Kulturgütern (Neufassung), 20.03.2014, DT\1023710DE, S. 3.; Präambel der Richtlinie 93/7/EWG. 
6 Richtlinie 2014/60/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 über die Rückgabe von unrechtmäßig 
aus dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats verbrachten Kulturgütern und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 
(Neufassung), ABl. L 159, S. 1-10. 
7 Verordnung (EWG) Nr. 3911/92 des Rates vom 09.12.1992 über die Ausfuhr von Kulturgütern, ABl.EG L 395/1 vom 
31.12.1992, im Folgenden VO (EWG) 3911/92 genannt. Sie wurde durch die Verordnung (EG) Nr. 116/2009 ersetzt, ABl. L 39/1 
vom 10.02.2009. Durchführungsverordnung der Kommission VO 1081/2012, ABl. L 324 vom 22.11.2012. 
8 Gesetz zur Neureglung des Kulturgutschutzrechts vom 31.Juli 2016, BGBl. I, S. 1914. 
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II. DER EUROPÄISCHE KULTURGÜTERSCHUTZ 
Mit der Entstehung des europäischen Binnenmarktes 1993 zwischen den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und späteren Europäischen Gemeinschaft 
(EG) entstand die Notwendigkeit sekundärrechtlicher Normierungen für den Schutz von nati-
onalen Kulturgütern. Mit dem Grenzwegfall innerhalb Europas9 fiel auch die Möglichkeit von 
Kontrollen an den Grenzen der Mitgliedstaaten zum Schutz von Kulturgütern weg. Somit 
mussten Maßnahmen auf Gemeinschaftsebene eingeführt werden10, um den Schutz nationa-
ler Kulturgüter gegen Abwanderung sowohl zwischen den Mitgliedstaaten als auch in Dritt-
staaten außerhalb der Europäischen Gemeinschaft garantieren zu können. Dafür wurde eine 
einheitliche, vorbeugende Kontrolle bei der Ausfuhr von Kulturgütern in Drittländer an der 
Außengrenze der EWG geschaffen, die Verordnung (EWG) Nr. 3911/92 des Rates vom 
31.12.1992. Außerdem wurde gegen die innereuropäische Abwanderung ein Rückgabeme-
chanismus für unrechtmäßig aus dem Hoheitsgebiet verbrachte Kulturgüter eingesetzt, die 
Richtlinie 93/7/EWG. Ziel der beiden Rechtsnormen war und bleibt die Vereinbarung des 
Grundsatzes des freien Warenverkehrs mit dem Schutz von nationalen Kulturgütern.11 
1. RICHTLINIEN UND VERORDNUNGEN 
Eine Verordnung (VO) ist nach Art. 288 Unterabsatz 2 Vertrag über die Arbeitsweise der Eu-
ropäischen Union (AEUV) ein allgemeiner Rechtssatz, der mit unmittelbarer Wirkung und mit 
all ihren Teilen verbindlich für alle Mitgliedstaaten gilt. Eine Richtlinie (RL) ist nach  
Art. 288 Unterabsatz 3 AEUV ebenfalls in ihren Zielen verbindlich, muss jedoch erst durch 
die Mitgliedstaaten in ihr nationales Recht umgesetzt werden. Sie wird daher auch als zwei-
stufiges Rechtsverfahren bezeichnet. Die erste Stufe ist die Festlegung des Inhalts der Richt-
linie auf der europäischen Ebene, mit der impliziten Verpflichtung zur Umsetzung. Dafür wird 
in der RL eine Frist festgelegt, in der die zweite Stufe, nämlich die Umsetzung in innerstaatli-
ches Recht, stattfinden soll. RL werden als klassisches Instrument für die Harmonisierung 
von innerstaatlichem Recht gesehen, da trotz eines Gestaltungsspielraums während der 
Umsetzung für die Mitgliedstaaten gleiche Inhalte in das nationale Recht übernommen wer-
den.12 Die Breite des Gestaltungsspielraums zeigt sich beispielsweise in der Umsetzung der 
RL 93/7/EWG in den verschiedenen Mitgliedstaaten, die sich unter anderem aus dem breiten 
oder schmalen Schutzbereichsverständnis des Kulturgüterbegriffs ergibt.13 
2. VERORDNUNG NR. 3911/92 ÜBER DIE AUSFUHR VON KULTUR-
GÜTERN 
Die mit der VO (EWG) Nr. 3911/92 im Zuge der Entstehung des Binnenmarkts an den Au-
ßengrenzen des Gemeinschaftsgebiets eingeführten Kontrollen dienen dem Schutz von Kul-
turgut, das im Handel mit Drittstaaten besonderen Schutz benötigt. Die VO gilt für all die Kul-
turgüter, die unter die im Anhang der Verordnung aufgeführten Kategorien fallen. Im Anhang 
handelt es sich um die Einordnung nach Kategorien von Kulturgütern in Teil A und Wert-
gruppen in Teil B, die bestimmten, in Teil A genannten Kategorien entsprechen. 
                                               
9 Vgl. Art. 26 (ehem. Art. 14 EGV) Konsolidierte Fassung des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union, ABl. C 
326 vom 26.10.2012, S. 47–390. 
10 Die Diskussion der Zuständigkeit bzw. Kompetenz der EU für Kulturgüterschutz kann u.a. in Radloff, 2013, S. 262 ff., 284 ff. 
nachgelesen werden.  
11 Europäische Kommission, Erster Bericht der Kommission an den Rat, das Europäische Parlament und den Wirtschafts- und 
Sozialausschuss über die Durchführung der Verordnung (EWG) Nr. 3911/92 des Rates über die Ausfuhr von Kulturgütern und 
der Richtlinie 93/7/EWG des Rates über die Rückgabe von unrechtmäßig aus dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats verbrach-
ten Kulturgütern, 25.05.2000, KOM(2000) 325 endg., S. 3. 
12 Vgl. Geiger/Kahn/Kotzur, 2010, S. 857 ff.; Herdegen, 2011, S. 161 f. 
13 Für eine begrenzte Gegenüberstellung siehe Deutsche Bundesregierung, Bericht über die Auswirkungen des Gesetzes zur 
Ausführung des UNESCO-Übereinkommens vom 14. November 1970 über Maßnahmen zum Verbot und zur Verhütung der 
rechtswidrigen Einfuhr, Ausfuhr und Übereignung von Kulturgut (Ausführungsgesetz zum Kulturgutübereinkommen) und den 
Schutz von Kulturgut vor Abwanderung ins Ausland, 29.03.2013, BT-Drucksache 17/13378, unter Buchstabe I. 
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Darunterfallende Kulturgüter benötigen zur Ausfuhr nach Art. 2 Abs. 2 (EWG) Nr. 3911/92 
eine Genehmigung der zuständigen Behörde des Heimatstaates. Die zuständige Behörde 
kann diese verweigern, wenn das betreffende Kulturgut unter nationale Schutzrechtsvor-
schrift fällt. Inzwischen wurde die VO (EWG) Nr. 3911/92 durch die VO (EG) Nr. 116/200914 
ersetzt. 
3. RICHTLINIE 93/7/EWG 
Da ohne zwischenstaatliche Grenzen die Ausfuhr von Kulturgütern nicht mehr umfassend 
kontrolliert werden konnte, wurde mit der RL 93/7/EWG eine völlig neue Regelung mit einem 
System geschaffen, das die Rückgabe von unrechtmäßig verbrachten nationalen Kulturgü-
tern ermöglichen sollte. Somit konnte zwar nicht die Tat der Ausbringung an sich verhindert, 
jedoch die Beeinträchtigung ausgeglichen werden.15  
Die Frist zur Umsetzung der Richtlinie war nach Art. 18 Abs. 1 auf den 15.12.1993 festge-
legt. Für das Königreich Belgien, die Bundesrepublik Deutschland und das Königreich der 
Niederlande wurde die Frist (Art. 18 Abs.2) zum 15.03.1994 bestimmt. Im ersten Bericht stellt 
die KOM fest, dass die meisten Mitgliedstaaten die Frist versäumt hatten und gegen einige 
sogar ein Vertragsverletzungsverfahren eingeleitet wurde16. Auch Deutschland war mit sei-
nem Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie17 im Jahr 1998 deutlich hinter der Frist.18 
Der Anwendungsbereich bezieht sich auf Kulturgüter aus den Mitgliedstaaten der EG, später 
EU, die nach dem 31.12.1992 aus dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats unrechtmäßig 
entwendet wurden (Art. 13). Diese müssen nach Art. 1 Nr. 1 Gedankenstrich 1 im Heimat-
staat oder ersuchenden Staat durch dessen Gesetze als nationales Kulturgut von künstleri-
schem, historischem oder archäologischem Wert eingestuft sein. Eine weitere Eingrenzung 
des Schutzgebietes entsteht durch die im Anhang der Richtlinie festgelegten Kategorien (Art. 
1 Nr. 1 Gedankenstrich 2). Der Anhang besteht aus Kategorien für Kulturgüter, die außer-
dem in eine bestimmte Werte- oder Altersgruppe fallen müssen. Ausnahmen, die nicht unter 
den Anhang fallen, sind öffentliche Sammlungen (Art. 1 Nr. 1 Gedankenstrich 2 Unterstrich 
1). Der Begriff des Kulturgutes wird in der Richtlinie nicht definiert (ErwGr. 3). Die Kategorien 
des Anhangs schränken den Schutzbereich der Richtlinie nur durch objektive Kriterien ein. 
Die Definition der Kulturgüter fällt somit den Nationalstaaten zu. Auch eine nachträgliche 
Definition eines Schutzgutes nach einer unrechtmäßigen Verbringung ist möglich.19 Ein wei-
teres Kriterium für die Eröffnung des Schutzbereiches ist die unrechtmäßige Verbringung des 
Kulturguts (Art. 1 Nr. 2). Unrechtmäßige Verbringung bedeutet, dass das Gut entgegen einer 
nationalen Rechtsvorschrift in ein EG/EU-Nachbarland verbracht wurde. 
Eine der grundlegenden, formellen Voraussetzungen für das Rückgabesystem ist die Ver-
waltungszusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten. Dafür benennt jeder Staat eine 
zentrale Stelle20 (Art. 3), die die in der Richtlinie vorgesehenen Aufgaben wahrnimmt (Art. 4). 
Art. 5-12 umfassen die Rückgabeklage und die Bedingungen für ihre Durchführung. An-
spruchsberechtigt ist der ersuchende Staat, beim Anspruchsgegner handelt es sich um den 
                                               
14 Verordnung (EG) Nr. 116/2009 des Rates vom 18. Dezember 2008 über die Ausfuhr von Kulturgütern (kodifizierte Fassung), 
ABl. L 39 vom 10.02.2009, S. 1–7. 
15 Vgl. Radloff, 2013, S. 268; Völkerrechtliche Maßnahmen konnten dem besonderen Umstand des Binnenmarktes nicht gerecht 
werden. Zudem war z.B. das UNESCO-Übereinkommen vom 17.11.1970 nicht von der Mehrheit der EG-Staaten ratifiziert. Vgl. 
Fechner, 1992, S. 612. 
16 Europäische Kommission, Erster Bericht über die Durchführung der Verordnung (EWG) Nr. 3911/92 und der Richtlinie 
93/7/EWG, 25.05.2000, KOM(2000) 325 endg., S. 13. 
17 Gesetz zur Umsetzung von Richtlinien der Europäischen Gemeinschaften über die Rückgabe von unrechtmäßig aus dem 
Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats verbrachten Kulturgütern und zur Änderung des Gesetzes zum Schutz deutschen Kulturgu-
tes gegen Abwanderung vom 15.10.1998, BGBl. I 1998, S. 3162. 
18 Vgl. El-Bitar, 2007, S. 99. 
19 Zur Problematik der nachträglichen Eintragung als Kulturgut siehe Radloff, 2013, S. 275; El-Bitar, 2007, S. 108 ff. 
20 §3 Kulturgüterrückgabegesetz vom 18.05.2007, BGBl. I, S. 757, 2547, das durch Art. 2 Abs. 8 des Gesetzes vom 06.06.2013, 
BGBl. I, S. 1482 geändert worden ist: Zentralstelle des Bundes im Sinne dieses Gesetzes ist das Bundesministerium des In-
nern. Die Länder benennen ihre Zentralstellen; Für die zuständigen Landesbehörden siehe Kulturgutschutz Deutschland, Ge-
nehmigungsbehörde nach VO (EG) 116/2009, 2015. 
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neuen Eigentümer des Guts. Die Klage wird in dem ersuchten Staat erhoben, in dessen Ho-
heitsgebiet sich das Kulturgut befindet. Fällt das Kulturgut unter den Schutzbereich der 
Richtlinie wird eine Rückgabe angeordnet. Im Falle des Erwerbs mit erforderlicher Sorgfalt 
durch den Eigentümer muss der ersuchende Staat eine angemessene Entschädigung zah-
len. 
Nach Art. 16 Abs. 1 müssen alle Mitgliedstaaten der KOM alle drei Jahre einen Bericht über 
die Durchführung der Richtlinie übermitteln. Da jedoch erst 1999 alle Staaten die Richtlinie 
umgesetzt hatten, konnte erst in dem Jahr eine erste Auswertung stattfinden. Auch hatten 
die Staaten keine Berichte an die KOM geschickt. Stattdessen versandte die KOM Fragebö-
gen, die die Grundlage des ersten Berichts der KOM an das EP, den Rat und den Wirt-
schafts- und Sozialausschuss (Art. 16 Abs. 2) bildeten.21 
Die Richtlinie 93/7/EWG hat bis zu ihrer Aufhebung durch die neue Richtlinie zwei Änderun-
gen im Anhang erfahren. Die Richtlinie 96/100/EG vom 17.02.199722 ergänzte den Anhang 
um eine genauere Einordnung von Aquarellen, Gouachen und Pastellen. Durch die Errich-
tung der Wirtschafts- und Währungsunion sowie die Einführung des Euros waren der An-
hang und insbesondere die Werterubriken der Kulturgüter betroffen. Durch die Richtlinie 
2001/38/EWG vom 05.06.200123 wurde die Umrechnung der Währungen mit dem Euro fest-
gelegt. Die Inhalte der Artikel der alten Richtlinie 93/7/EWG blieben jedoch bis zur Neufas-
sung gleich. 
Wie bereits erwähnt fand die Umsetzung der Richtlinie zum Teil verspätet in den Mitglied-
staaten statt. Ein Grund kann sein, dass es sich um ein völlig neues Konstrukt des Kulturgut-
schutzes handelte. Auffällig ist, dass sich in der Umsetzungsdauer der einzelnen Länder24 
kein grundlegendes Muster erkennen lässt. Deutschland, Luxemburg, Griechenland und Ita-
lien setzten alle die Richtlinie erst im Jahr 1998 um. Dahingegen setzten Spanien, Irland und 
das Vereinte Königreich die Richtlinie bereits 1994 um. Sowohl bei den ersten als auch bei 
den letzten findet sich eine Mischung aus Ländern mit einem sehr breiten oder sehr schma-
len nationalen Schutzbereich für Kulturgüter wieder. Die zögerliche Umsetzung kann daher 
nicht mit dem Wunsch nach stärkerem oder schwächerem Schutz zusammenhängen. 
Bereits in der ersten Evaluation der Richtlinie durch den Fragebogen der KOM zeigten sich 
die wichtigsten Kritikpunkte25, die 2013 durch die Neufassung verbessert werden sollten26: 
Die Voraussetzung zur Öffnung des Schutzbereiches beim Begriff des Kulturgutes durch den 
restriktiven Anhang, die zu kurze Frist zur Einreichung der Rückgabeklage sowie die unzu-
reichende und mangelnd strukturierte (Verwaltungs-)Zusammenarbeit. Im dritten Bericht der 
Kommission weisen Mitgliedstaaten auf die Schwierigkeit bei der Rückholklage hin, da ohne 
eine einheitliche Definition von Begriffen wie ‚erforderliche Sorgfalt‘ und ‚angemessene Ent-
schädigung‘ starke nationale Unterschiede in der Rechtsprechung entständen.27  
                                               
21 Europäische Kommission, Erster Bericht über die Durchführung der Verordnung (EWG) Nr. 3911/92 und der Richtlinie 
93/7/EWG, 25.05.2000, KOM(2000) 325 endg., S. 2. 
22 Richtlinie 96/100/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Februar 1997 zur Änderung des Anhangs der 
Richtlinie 93/7/EWG über die Rückgabe von unrechtmäßig aus dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats verbrachten Kulturgü-
tern, ABlEG L 60 vom 01.03.1997, S. 59 – 60. 
23 Richtlinie 2001/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. Juni 2001 zur Änderung der Richtlinie 93/7/EWG 
des Rates über die Rückgabe von unrechtmäßig aus dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates verbrachten Kulturgütern, ABlEG 
L 187 vom 10.07.2001, S. 0043 – 0044. 
24 Europäische Kommission, Erster Bericht über die Durchführung der Verordnung (EWG) Nr. 3911/92 und der Richtlinie 
93/7/EWG, 25.05.2000, KOM(2000) 325 endg., S. 21 f. 
25 Europäische Kommission, Erster Bericht über die Durchführung der Verordnung (EWG) Nr. 3911/92 und der Richtlinie 
93/7/EWG, 25.05.2000, KOM(2000) 325 endg., S. 16 f. 
26 Generaldirektion Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen Parlaments, Erste Bewertung einer Folgenabschätzung der 
Europäischen Kommission Rückgabe von unrechtmäßig aus dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates verbrachten Kulturgütern, 
2013, PE 514.078, S. 3. 
27 Europäische Kommission, Zweiter Bericht der Kommission an den Rat, das Europäische Parlament und den Europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschuss über die Anwendung der Richtlinie 93/7/EWG des Rates über die Rückgabe von unrechtmä-
ßig aus dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats verbrachten Kulturgütern, 21.12.2005. KOM(2005) 675 endg., S. 6. 
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Weitere Kritikpunkte finden sich in der Diskussion und Analyse der neuen oder veränderten 
Artikel der Richtlinie 2014/60/EU im anschließenden Kapitel. 
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III. UMSETZUNG VON KULTURGÜTERSCHUTZ IN DEUTSCHLAND 
Deutschland hatte bis zum 05.08.2016 den Schutz von Kulturgütern zwei verschiedenen 
Gesetzen unterstellt. Da die Auswirkungen des neuen Gesetztes (siehe Kapitel IV Nr. 5) bis-
her nicht bekannt sind, soll im Folgenden der bisherige Schutz dargestellt werden. Der 
Schutz deutscher Kulturgüter gegen Abwanderung besteht im Kern schon seit 1919, wurde 
1955 im Gesetz zum Schutz deutschen Kulturguts gegen Abwanderung28 (KultgSchG) fest-
gelegt und 2007 leicht geändert.29 Das Kulturgüterrückgabegesetz30 (KultGüRückG) wurde 
erstmals 1998 zur Umsetzung der Richtlinie 93/7/EWG verabschiedet und dann im Rahmen 
der Ratifizierung des UNESCO-Übereinkommen von 197031 2007 novelliert32. 
1. GESETZ ZUM SCHUTZ DEUTSCHEN KULTURGUTS GEGEN AB-
WANDERUNG 
Der Schutz von Kulturgut beruht in Deutschland auf einem Listenprinzip. Dies bedeutet, dass 
Deutschland nicht eine generelle Unterschutzstellung von bestimmten Kategorien von Kul-
turgütern vornimmt, sondern dass sich der Schutz nur auf einzelne, eingetragene Kulturgüter 
bezieht.33 Die Kompetenz des Bundes ist nach Art. 73 Abs. 1 Nr. 5 a Grundgesetz34 auf den 
Schutz gegen die Abwanderung bezogen. Der Schutz vor Ort sowie anderer Bereiche sind 
damit den Bundesländern zugeteilt.35 
Die Definition von Kulturgut in Deutschland fand sich in § 1 Abs. 1 KultgSchG und umfasste 
Kulturgut, dessen „Abwanderung aus dem Geltungsbereich dieses Gesetzes einen wesentli-
chen Verlust für den deutschen Kulturbesitz bedeuten würde“. Diese Kulturgüter sollten in 
dem jeweiligen Bundesland, in dem sie sich befanden, in das ‚Verzeichnis national wertvol-
len Kulturguts‘ eingetragen werden und die Eintragung war öffentlich bekannt zu machen  
(§ 4 Abs. II KultgSchG). Nur wenn ein Kulturgut eingetragen und dies veröffentlicht war, 
stand es unter dem Schutz des Gesetzes.  
Bereits die öffentliche Bekanntmachung des Prozessbeginns des Eintragens konnte zu einer 
Einschränkung von Rechten des Eigentümers führen (§ 4 Abs. I KultgSchG). Die Ausfuhr 
von nationalem Kulturgut benötigte nach § 1 Abs. 4 KultgSchG eine Genehmigung, die abzu-
lehnen war, wenn die Belange des deutschen Kulturbesitzes die Gründe der Ausfuhr über-
wogen. Seit 2007 war auch die Eintragung von Kulturgut aus öffentlichem Eigentum mög-
lich36. 
2. KULTURGÜTERRÜCKGABEGESETZ 
Die Rechtsvorschriften der Kulturgüterrückgabe bezogen sich auf national wertvolle Kultur-
güter, die unrechtmäßig aus dem Heimatstaat nach Deutschland verbracht wurden. Die Kul-
turgüterrückgabe bezog daher die Definition von geschützten Kulturgütern auf die Definitio-
                                               
28 Gesetz zum Schutz deutschen Kulturgutes gegen Abwanderung vom 08.07.1999, BGBl. I, S. 1754), das zuletzt durch Art. 2 
des Gesetzes vom 18.05.2007, BGBl. I, S. 757 geändert worden ist. 
29 Deutsche Bundesregierung, Bericht über die Auswirkungen des Gesetzes zur Ausführung des UNESCO-Übereinkommens 
vom 14. November 1970, 29.03.2013, BT-Drucksache 17/13378, S. 25. 
30 Kulturgüterrückgabegesetz vom 18.05.2007, BGBl. I, S. 757, 2547, das durch Art. 2 Abs. 8 des Gesetzes vom 06.06.2013, 
BGBl. I, S. 1482 geändert worden ist. 
31 UNESCO-Übereinkommen über Maßnahmen zum Verbot und zur Verhütung der unzulässigen Einfuhr, Ausfuhr und Übereig-
nung von Kulturgut, 17.11.1970, Paris. 
32 Ein ausführlicher Bericht der Novellierung findet sich in Deutsche Bundesregierung, Bericht über die Auswirkungen des Ge-
setzes zur Ausführung des UNESCO-Übereinkommens vom 14. November 1970, 29.03.2013, BT-Drucksache 17/13378, S. 42 
ff. 
33 Deutsche Bundesregierung, Bericht über die Auswirkungen des Gesetzes zur Ausführung des UNESCO-Übereinkommens 
vom 14. November 1970, 29.03.2013, BT-Drucksache 17/13378, S. 32. 
34 Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland in der im BGBl. III, Glnr. 100- 1, das zuletzt durch Art. 1 des Gesetzes vom 
23.02. 2014 (BGBl. I, S. 2438) geändert worden ist. 
35 Deutsche Bundesregierung, Bericht über die Auswirkungen des Gesetzes zur Ausführung des UNESCO-Übereinkommens 
vom 14. November 1970, 29.03.2013, BT-Drucksache 17/13378, S. 34. 
36 Deutsche Bundesregierung, Bericht über die Auswirkungen des Gesetzes zur Ausführung des UNESCO-Übereinkommens 
vom 14. November 1970, 29.03.2013, BT-Drucksache 17/13378, S. 29. 
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nen der Heimatstaaten der Kulturgüter. In diesem Sinne umfasste der Schutzbereich der RL 
93/7/EWG ein Kulturgut, welches nach den nationalen Rechtsvorschriften als Kulturgut ein-
gestuft wurde (Art. 1) und unter den Anhang fiel. Auch das UNESCO-Übereinkommen hat 
nach Art. 1 einen weiten Kulturbegriff. Die Qualifizierung anderer Länder, die im Gegensatz 
zum engen Schutzbegriff in Deutschland stehen, müssen dennoch in Deutschland respek-
tiert und angewandt werden.37 Neben der gegenseitigen Anerkennung der einschlägigen 
Rechtsvorschriften der EU-Staaten wurde in § 6 KultGüRückG u.a. noch die unrechtmäßige 
Verbringung nach dem 31.12.1992 sowie die Einordnung in den Anhang der RL eingebun-
den. Im Gegensatz zu Art. 1 Gedankenstrich 1 der alten RL hatte Deutschland jedoch nur die 
Einstufung eines Kulturgutes vor der Verbringung nach Deutschland übernommen.38 
Auch deutsches Kulturgut wurde durch den Rückgabeanspruch aus dem KultGüRückG ge-
schützt. Der Rückgabeanspruch kann in EU-Mitgliedstaaten nach der RL 93/7/EWG geltend 
gemacht werden. Ein ähnlicher Rückgabemechanismus ist ebenfalls bei Mitgliedstaaten des 
UNESCO-Übereinkommens (§§ 3, 4 KultGüRückG) möglich. 
3. KRITIK UND NOVELLIERUNG 
Beim Schutz von Kulturgütern wird besonders die Eintragung in und der Umgang mit den 
Länderverzeichnissen kritisiert.39 Die Eintragung wurde nach Bundesländern und in Kultur- 
und Archivgut unterteilt, sodass es neben dem Bundesverzeichnis 32 Länderverzeichnisse 
gab. Dies erschwerte die Übersicht. Außerdem war die Eintragungspraxis trotz Versuchen 
der Angleichung weiterhin unterschiedlich und uneinheitlich.40 Da sich der Schutzbereich nur 
auf eingetragene und veröffentlichte Kulturgüter bezog, entfielen ihm eintragungswürdigen 
Kulturgüter, die den Behörden nicht bekannt waren, deren Eigentümer sich der Eintra-
gungsmöglichkeit nicht bewusst waren oder die sie nicht durchführen wollten.41 Da es weder 
Anmelde- noch Registrierungspflichten für Kulturgüter noch eine einheitliche Ausfuhrkontrolle 
gab, blieb das Problem der Unwissenheit bestehen. Dies führte in der Vergangenheit zu teu-
ren Rückkäufen von nationalem Kulturgut.42 
Ein weiteres Problem war die zum Teil unzureichende Identifizierbarkeit von Objekten in 
Verzeichnissen, da es keine gesetzliche Grundlage für deren Ablichtung durch Behörden 
gab.43  
Im Bereich des Rückgaberechts steht die Statistik für sich, dass bis 2013 kein Kulturgut von 
Deutschland an EU-Länder zurückgegeben wurde.44 Hierbei erwiesen sich vor allem die An-
wendung des Listenprinzips und deren Veröffentlichung als Voraussetzung für die Anerken-
nung der Einstufung eines Kulturguts in einem Vertragsstaat als Blockade. Auch die kurze 
Frist des Rückgabeanspruchs von einem Jahr wurde als Grund genannt, besonders im Zu-
sammenhang mit der Nutzung anderer Rechtsmittel neben der Richtlinie.45 
                                               
37 Deutsche Bundesregierung, Bericht über die Auswirkungen des Gesetzes zur Ausführung des UNESCO-Übereinkommens 
vom 14. November 1970, 29.03.2013, BT-Drucksache 17/13378, S. 28. 
38 Zur Diskussion der nachträglichen Einstufung siehe Fn. 18. 
39 Deutsche Bundesregierung, Bericht über die Auswirkungen des Gesetzes zur Ausführung des UNESCO-Übereinkommens 
vom 14. November 1970, 29.03.2013, BT-Drucksache 17/13378, S. 48 ff. 
40 Deutsche Bundesregierung, Bericht über die Auswirkungen des Gesetzes zur Ausführung des UNESCO-Übereinkommens 
vom 14. November 1970, 29.03.2013, BT-Drucksache 17/13378, S. 46. 
41 Ebd., S. 48. 
42 Deutsche Bundesregierung, Bericht über die Auswirkungen des Gesetzes zur Ausführung des UNESCO-Übereinkommens 
vom 14. November 1970, 29.03.2013, BT-Drucksache 17/13378, S. 46. 
43 Ebd., S. 53. 
44 Ebd., S. 60. 
45 Ebd., S. 61, 65. 
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IV. ANALYSE DER RICHTLINIE 2014/60/EU 
1. AUFBAU DER RICHTLINIE 
Die Richtlinie 2014/60/EU lässt sich in fünf Abschnitte einteilen. Den 24 Erwägungsgründen 
folgen in Art. 1-3 der Anwendungsbereich und Definitionen. Die Voraussetzungen für eine 
Klage auf Rückgabe und die Beschreibung der Aufgaben der zentralen Stellen der Mitglied-
staaten sind in Art. 4-10 beschrieben, daraufhin beziehen sich Art. 11-17 auf die Rechts-
nachfolge und anschließende Informationen. Art. 17-22 betreffen die Umsetzung der Richtli-
nie. 
Der Regelungsinhalt besteht weiterhin nach Art. 3 der neuen RL in der Regelung des Rück-
gabesystems für unrechtmäßig verbrachte Kulturgüter zwischen den EU-Ländern nach den 
in der RL vorgesehenen Verfahren und Bedingungen, sowie dem Ziel der „europaweiten 
Anerkennung der jeweiligen mitgliedstaatlichen Ausfuhrbeschränkungen“46. 
Der Schutzgedanke wird an den Voraussetzungen des Rückgabeanspruchs als auch an der 
Rechtsfolge festgemacht. Voraussetzung ist nach Art. 2 Nr. 1 RL 2014/60/EU nur noch die 
Einstufung oder Definition nach nationalen Rechtsvorschriften als nationales Kulturgut. Die 
Rechtsfolge ist weiterhin die Rückgabe des Kulturguts an den ersuchenden Mitgliedstaat. 
Der Schutzbereich ist ein nach Art. 2 Nr. 1 RL 2014/60/EU vom Nationalstaat definierter oder 
eingestufter Gegenstand, der künstlerischen, geschichtlichen oder archäologischen Wert 
hat.47 Für die Eröffnung des Schutzbereiches ist es allerdings keine zusätzliche Vorausset-
zung mehr, in eine der im Anhang der alten Richtlinie genannten Kategorien zu fallen. 
Die Schutzmaßnahmen entstehen aus den in der Richtlinie festgelegten Pflichten für die Mit-
gliedsstaaten: das Ziel der gegenseitigen Anerkennung der nationalen Rechtsvorschriften; 
die Pflicht der Rückgabe nach Art. 2; die Pflicht zur Zusammenarbeit und Unterstützung nach 
Art. 5 und 7; sowie die Einleitung und Durchsetzung eines gerichtlichen Verfahrens auf 
Rückgabe des unrechtmäßig verbrachten Kulturguts nach Art. 6, 9 und 10. 
2. ANALYSE DER ERWÄGUNGSGRÜNDE 
In den Erwägungsgründen werden Begründungen für Bestimmungen oder Änderungen in 
den nachfolgenden Artikeln genannt.  
Das Ziel der Neufassung ist die übersichtlichere und rechtsvereinfachende Zusammenfas-
sung alter Änderungen und aktuelle Verbesserungen48. 
ErwGr. 3 Satz 2 weist gesondert auf den Beitrag der EU im Bereich der „Erhaltung und des 
Schutzes des kulturellen Erbes von europäischer Bedeutung“ sowie bei der Förderung der 
Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten nach Art. 167 Abs. 2 AEUV hin. Das EP wollte durch 
den Bezug auf Art. 167 AEUV daran erinnern, dass auch „in den Verträgen kulturelle Fragen 
nunmehr ausdrücklich genannt werden“.49 Eine ausdrückliche Bezugnahme auf diesen Arti-
kel lehnte der Rat jedoch ab50, sodass der nach Art. 167 Abs. 1 AEUV europäische „Beitrag 
zur Entfaltung der Kulturen (…) unter Wahrung ihrer Vielfalt“ umschrieben im ErwGr. er-
scheint.  
                                               
46 Vgl. Radloff, 2013, S. 271.  
47 Öffentliche Sammlungen sind nicht in Art. 1 RL 2014/60/EU (ABl. L 159) im Anwendungsbereich eingeschlossen, jedoch im 
ErwGr. 9 erwähnt und in Art. 2 Nr. 8 definiert. Die Auswirkung auf den Schutz öffentlicher Sammlungen, die nicht durch die 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften des Mitgliedstaats als national wertvoll definiert oder eingestuft werden, bleibt offen. 
48 Interinstitutionelle Vereinbarung vom 28. November 2001 über die systematischere Neufassung von Rechtsakten, ABl. C 321, 
31.12.2003. 
49 Europäischer Ausschuss für Kultur und Bildung, Bericht über den Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments 
und des Rates über die Rückgabe von unrechtmäßig aus dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats verbrachten Kulturgütern 
(Neufassung), 28.01.2014, A7-0058/2014, S. 6, 25. 
50 Europäischer Ausschuss für Kultur und Bildung, Arbeitsdokument zu dem Vorschlag für eine Richtlinie, 20.03.2014, 
DT\1023710DE, S. 3 f.  
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Der Schutz personenbezogener Daten kommt sowohl im ErwGr. 12 als auch in Art. 7 Abs. 3 
RL 2014/60/EU vor. Im ErwGr. 12 wurde durch den Änderungsantrag des EPs eine Bestim-
mung hinzugefügt. Bei der Nutzung des Binnenmarktinformationssystems/Internal Market 
Information System (IMI) gelten ebenfalls die Regeln der VO (EG) Nr. 1024/201251. Außer-
dem wurden die Begriffsbestimmungen aus der RL 95/46/EG52 und der VO (EG) Nr. 
45/200153 für die Auslegung der vorliegenden RL erweitert.54  
Der Vorschlag der KOM für ErwGr. 16 enthielt in seiner ursprünglichen Fassung nur den 
Hinweis auf die Schussfolgerung des Rats über die Prävention und Bekämpfung des un-
rechtmäßigen Handels mit Kulturgütern55. Sowohl der Rat, als auch das EP, sahen eine 
wichtige Ergänzung in Satz 2 mit dem Hinweis an die Mitgliedstaaten, die UNESCO- und 
UNIDROIT-Übereinkommen56 zu unterzeichnen und zu ratifizieren.57 
Eine weitere Ergänzung durch das EP findet sich im ErwGr. 18. Hier handelt es sich um den 
Hinweis, dass der Zugang zu Informationen über Kulturgüter von den Mitgliedstaaten für die 
Öffentlichkeit erleichtert werden muss. Grund ist die Gewährleistung von Rechtssicherheit, 
da die Beweislast für die erforderliche Sorgfalt beim Kauf von Kulturgütern in der neuen 
Richtlinie beim Eigenbesitzer liegt. Das Parlament merkte an, dass dafür die „Voraussetzung 
zur Einhaltung (…) auch tatsächlich“ erfüllt sein müsse.58 
ErwGr. 20 spricht zwei wichtige Prinzipien der EU an, die in der RL gewahrt werden müssen, 
nämlich Subsidiarität und Verhältnismäßigkeit. Das Subsidiaritätsprinzip kommt durch die 
gemeinsame Zuständigkeit der EU und der Mitgliedstaaten im Bereich des Binnenmarktes 
zum Einsatz. Mitgliedstaaten können das Problem der unrechtmäßigen Verbringung von Kul-
turgütern durch den grenzüberschreitenden Aspekt einzelstaatlich nicht oder nur schwierig 
lösen. Das Ziel der gegenseitigen Anerkennung der nationalen Rechtsordnungen kann durch 
die RL ermöglicht werden, da mit der RL die Rahmenbedingungen festgelegt werden. Die 
eigentliche Zuständigkeit bleibt jedoch bei den Mitgliedstaaten, da sie die Definitionshoheit 
über Kulturgüter und die Festlegung von Zuständigkeiten, die Höhe von Entschädigungen 
oder Eigentumsfrage festlegen können. Die Subsidiarität bleibt auch in der neuen RL beste-
hen. Bei der Unterstützung des ungestörten Binnenmarktes muss die RL jedoch auch die 
Grundsätze der Verhältnismäßigkeit einhalten und darf „für die Erreichung der gesetzlichen 
Ziele (das) erforderliche Maß“59 nicht überschreiten. 
Im Kommissionsvorschlag der neuen Richtlinie wies ErwGr. 21 nur darauf hin, dass der Aus-
schuss der alten Richtlinie aufgrund des Wegfalls des Anhangs ebenfalls aufgelöst werden 
                                               
51 Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2012 über die Verwaltungs-
zusammenarbeit mit Hilfe des Binnenmarkt-Informationssystems und zur Aufhebung der Entscheidung 2008/49/EG der Kom-
mission („IMI-Verordnung“), ABl. L 316 vom 14.11.2012, S. 1–11. 
52 Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum Schutz natürlicher Personen bei 
der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr, ABlEG L 281 vom 23.11.1995, S. 31–50. 
53 Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2000 zum Schutz natürlicher 
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft und zum 
freien Datenverkehr, ABlEG L 8 vom 12.01.2001, S. 1–22. 
54 Europäisches Parlament, Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in der ersten Lesung am 16. April 2014 im 
Hinblick auf den Erlass der Richtlinie 2014/…/EU des Europäischen Parlaments und des Rates über die Rückgabe von un-
rechtmäßig aus dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats verbrachten Kulturgütern und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 
1024/2012 (Neufassung), 16.04.2014, EP-PE_TC1-COD(2013)0162, S. 7.; Europäischer Ausschuss für Kultur und Bildung, 
Arbeitsdokument zu dem Vorschlag für eine Richtlinie, 20.03.2014, DT\1023710DE, S. 3. 
55 Rat der Europäischen Union, Entwurf von Schlussfolgerungen des Rates zur Prävention und Bekämpfung von Straftaten 
gegen Kulturgüter, 30.11.2011, 17541/11.  
56 UNIDROIT-Konvention über gestohlene oder rechtswidrig ausgeführte Kulturgüter, 24.06.1995, Rom. 
57 Rat der Europäischen Union, Entwurf von Schlussfolgerungen des Rates zur Prävention und Bekämpfung von Straftaten 
gegen Kulturgüter, 30.11.2011, 17541/11, S. 4; Europäischer Ausschuss für Kultur und Bildung, Arbeitsdokument zu dem 
Vorschlag für eine Richtlinie, 20.03.2014, DT\1023710DE, S. 4. 
58 Europäischer Ausschuss für Kultur und Bildung, Arbeitsdokument zu dem Vorschlag für eine Richtlinie, 20.03.2014, 
DT\1023710DE, S. 3, 4. 
59 Europäische Kommission, Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über die Rückgabe von 
unrechtmäßig aus dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats verbrachten Kulturgütern, 30.05.2013, S. 7. 
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sollte. Allerdings merkten der Rat60 und das EP61 an, dass eine Sachverständigengruppe 
wichtig sei. Ziel ist die Möglichkeit zum Austausch von Informationen, Erfahrungen und Prak-
tiken zwischen den Experten aus den zuständigen zentralen Stellen der Mitgliedstaaten. Das 
EP wollte die Sachverständigengruppe ursprünglich in einem Artikel unterbringen, einigte 
sich dann mit dem Rat gegen die Kommission mit der Einbringung in einem Erwägungs-
grund.62 
3. NEUE INHALTE DURCH DIE NEUFASSUNG DER RICHTLINIE 
Im folgenden Unterkapitel werden die neuen Inhalte der RL dargestellt und analysiert. Die 
inhaltlichen Veränderungen schon bestehender Artikel werden im anschließenden Unterkapi-
tel erläutert. 
Art. 1 der neuen RL ist nicht nur eine inhaltliche Ergänzung, sondern ebenfalls ein neuer 
Artikel. Er wurde vom Europäischen Parlament vorgeschlagen und, obwohl er den Rahmen 
einer Neufassung überzog, vom Rat angenommen.63 Grund für den neuen Artikel war die 
Feststellung des Ziels der RL am Anfang des Artikels, anstelle von Begriffsdefinitionen.  
Art. 5 Abs. 2 der neuen RL schreibt für die Zusammenarbeit und die Abstimmung unter den 
zentralen Stellen der Mitgliedstaaten ein speziell auf den Kulturgüterschutz abgestimmtes 
Binnenmarktinformationssystem vor, um Gerichtsurteile zur Rückgabe zu vermeiden64.  
Das IMI ist ein seit 2007 genutztes elektronisches System65, das den täglichen Austausch 
von Informationen zwischen Behörden vereinfachen soll. Die VO (EU) Nr. 1024/2012 (im 
weitern IMI-VO genannt) bildet den Rechtsrahmen für das IMI. Es handelt sich um eine si-
chere Internetanwendung, die in den 24 EU-Sprachen funktioniert und für alle 30 Europäi-
schen Wirtschaftsraum-Mitglieder nutzbar ist.66 Zur Anwendung wurde das IMI aus wieder-
verwendbaren Bausteinen konzipiert67. Für die Anwendung im Bereich des Kulturgüterschut-
zes wurde ein Ad-hoc-Modul erstellt68. Neben der Überwindung von Sprachbarrieren bei In-
formationsanfragen und -weitergaben durch vordefinierte und vorübersetzte Standartformula-
re, -fragen und -antworten69 sowie dem Zugriff auf den maschinellen Übersetzungsdienst der 
Kommission (ECMT)70 zur Übersetzung freier Texte, werden auch die drei anderen Funktio-
nen verwendet: Die Repositorien-Funktion wird bereits in anderen Gebieten genutzt. „Diese 
Datenbanken enthalten Informationen in Bezug auf verschiedene Politikbereiche und bieten 
                                               
60 Rat der Europäischen Union, Entwurf von Schlussfolgerungen des Rates zur Prävention und Bekämpfung von Straftaten 
gegen Kulturgüter, 30.11.2011, 17541/11, S. 3 f. 
61 Europäischer Ausschuss für Kultur und Bildung, Arbeitsdokument zu dem Vorschlag für eine Richtlinie, 20.03.2014, 
DT\1023710DE, S. 3; Europäischer Ausschuss für Kultur und Bildung, Bericht über den Vorschlag für eine Richtlinie über die 
Rückgabe von unrechtmäßig aus dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats verbrachten Kulturgütern, 28.01.2014, A7-0058/2014, 
S. 26. 
62 Europäischer Ausschuss für Kultur und Bildung, Arbeitsdokument zu dem Vorschlag für eine Richtlinie, 20.03.2014, 
DT\1023710DE, S. 3; Rat der Europäischen Union, Press Release 3275th Coucil meeting Education, Youth, Culture and Sport, 
25./26.11.2013, S. 16 f. 
63 Europäischer Ausschuss für Kultur und Bildung, Arbeitsdokument zu dem Vorschlag für eine Richtlinie, 20.03.2014, 
DT\1023710DE, S. 3. 
64 Europäischer Ausschuss für Kultur und Bildung, Bericht über den Vorschlag für eine Richtlinie über die Rückgabe von un-
rechtmäßig aus dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats verbrachten Kulturgütern, 28.01.2014, A7-0058/2014, S. 24.  
65 Europäische Kommission, Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen. Die Vorteile des Binnenmarkts durch engere Verwaltungs-
zusammenarbeit erschließen, 06.11.2008, KOM(2008) 703 endg., S. 7. 
66 Ebd., S. 5. 
67 Vgl. Europäische Kommission, Leitfaden: Binnenmarkt-Informationssystem, IMI-Grundlagen, 22.09.2014, S. 3. 
68 Europäische Kommission, Begleitdokument: Arbeitsunterlagen der Kommissionsdienststellen, Zusammenfassung der 
Folgenabschätzung, Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates betreffend die Rückgabe von 
unrechtmäßig aus dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates verbrachten Kulturgütern, 30.05.2013, SWD(2013) 188 endg., S. 6. 
69 Europäische Kommission, Mitteilung der Kommission. Die Vorteile des Binnenmarkts durch engere Verwaltungszusammen-
arbeit erschließen, 06.11.2008, KOM(2008) 703 endg., S. 6; Europäische Kommission, Begleitdokument: Arbeitsunterlagen der 
Kommissionsdienststellen, Zusammenfassung der Folgenabschätzung, Vorschlag für eine Richtlinie, 30.05.2013, SWD(2013) 
188 endg., S. 6. 
70 Europäische Kommission, Mitteilung der Kommission. Die Vorteile des Binnenmarkts durch engere Verwaltungszusammen-
arbeit erschließen, 06.11.2008, KOM(2008) 703 endg., S. 6. 
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eine zentrale Plattform für den Informationsaustausch“71, z.B. für die Genehmigung von 
grenzübergreifenden Geldtransporten oder Registereinträgen. Für das Finden von An-
sprechpartner wird ein Verzeichnis aller themenbezogenen und registrierten Behörden er-
stellt, die durch eine strukturierte Fragenabfolge ermittelt und dann in einer beliebigen EU-
Amtssprache angeschrieben werden können. So können Anfragen, Notifizierungen oder In-
formationsweitergaben ohne sprachliche Barriere erfolgen72. Ebenfalls gibt es einen Mecha-
nismus, mit dem neue Informationen zu bereits gesuchten Einträgen angezeigt werden. 
Durch die so erzielte Verbesserung der Zusammenarbeit soll die Zahl der Rückgaben insbe-
sondere durch außergerichtliche Einigungen steigen.73 
Das IMI ist nach ErwGr. 11 und Art. 5 Abs. 2 Satz 3 RL 2014/60/EU nicht nur für die zentra-
len Stellen der Mitgliedstaaten nutzbar. Jeder Staat kann selbstständig festlegen, ob sonsti-
ge zuständige Stellen, die sich mit dem Thema der RL beschäftigen, ebenfalls Zugriff auf das 
IMI haben.  
Der Schutz personenbezogener Daten innerhalb der EU beruht auf der RL 95/46/EG74, die 
1995 eingeführt wurde. Sie soll ein Gleichgewicht zwischen einem hohen Schutz der Pri-
vatsphäre und dem Austausch bzw. Verkehr innerhalb des europäischen Binnenmarkts, so-
wohl in Bezug auf elektronische als auch nicht-elektronische Dateien, herstellen.  
Basierend auf Art. 8 und 52 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union75 ist auch 
in der IMI-VO (EU) Nr. 1024/2012 der Schutz personenbestimmter Daten im Rahmen der 
Nutzung mit der IMI rechtlich geregelt und eingeschränkt. Nach Art. 13 Abs. 1 IMI-VO dürfen 
über das System nur solche personenbezogenen Daten ausgetauscht und verarbeitet wer-
den, die im Anhang der VO aufgeführt sind. Auch dürfen die übermittelten Daten nur für den 
Zweck genutzt werden, für den sie übermittelt wurden (Art. 13 Abs. 2 IMI-VO) und müssen, 
sobald der Zweck erfüllt ist, im IMI System gesperrt76 und später gelöscht (Art. 14 IMI-VO) 
werden. Die KOM ist nach Art. 17 IMI-VO für die Gewährleistung und Umsetzung von Maß-
nahmen zur Datensicherheit zuständig. Im ErwGr. 7 IMI-VO wird dem IMI-System durch die 
vorgesehenen Beschränkungen ein höheres Schutzniveau zugesprochen als herkömmlichen 
Informationsaustauschverfahren. Die IMI-Akteure überwachen unabhängig die Rechtmäßig-
keit der Verarbeitung und Übermittlung der Daten in den jeweiligen Mitgliedstaaten (Art. 21 
IMI-VO). 
Die Verordnung Nr. (EG) 45/200177 bezieht sich explizit auf den Schutz von personenbezo-
genen Daten, die von Organen oder Einrichtungen der EU verwaltet werden, und auf die 
Schaffung des Europäischen Datenschutzbeauftragten. Dieser überwacht mit den nationalen 
Datenschutzstellen im Rahmen ihrer Befugnisse das IMI und die Nutzung durch die nationa-
len und EU-Akteure (Art. 21 Abs. 3 IMI-VO). 
Auch wenn Art. 7 Abs. 2 RL 2014/60/EU das IMI als Hauptwerkzeug des Austausches zwi-
schen der Verwaltung festlegt, lässt es auch weiterhin die Nutzung anderer Informationsme-
dien zu. 
Art. 18 RL 2014/60/EU ergibt sich aus der IMI-Nutzung für die Rückgabe von Kulturgütern 
i.S.d. Art. 13 Abs. 1 IMI-VO. Die neue RL muss in den Anhang der IMI-VO aufgenommen 
werden, da der Anhang „eine Liste mit den Bestimmungen über die Verwaltungszusammen-
                                               
71 Vgl. Europäische Kommission, Leitfaden: Binnenmarkt-Informationssystem, IMI-Grundlagen, 22.09.2014, S. 3.  
72 Vgl. Europäische Kommission, Leitfaden: Binnenmarkt-Informationssystem, IMI-Grundlagen, 22.09.2014, S.3. 
73 Europäische Kommission, Begleitdokument: Arbeitsunterlagen der Kommissionsdienststellen, Zusammenfassung der Fol-
genabschätzung, Vorschlag für eine Richtlinie, 30.05.2013, SWD(2013) 188 endg., S. 6. 
74 Die Richtlinie beinhaltet ebenfalls Regeln für die strengen Beschränkungen für die Erhebung und Verarbeitung von Daten und 
für die Einrichtung unabhängiger Stelle zur Überwachung der Tätigkeiten.  
75 Charta der Grundrechte der Europäischen Union, ABl. C 326 vom 26.10.2012, S. 391–407. 
76 „Sperren“ bedeutet die Anwendung technischer Mittel, durch die verhindert wird, dass IMI-Nutzer über die normale Schnitt-
stelle des IMI auf personenbezogene Daten zugreifen können (Art. 5 Abs. 2 lit. j IMI-VO). 
77 Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2000 zum Schutz natürlicher 
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft und zum 
freien Datenverkehr, ABlEG L 8 vom 12.01.2001, S. 1–22. 
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arbeit enthält, die in Rechtsakten der Union enthalten sind und mit Hilfe des IMI umgesetzt 
werden (…).“78 Ohne die Aufnahme der RL 2014/60/EU dürften personenbezogenen Daten 
nicht über das IMI ausgetauscht werden. 
Nach der Institutionellen Vereinbarung über die systematische Neufassung von Rechtsakten 
vom 28.11.2001 wurde in Nr. 7 lit. C lit. i festgelegt, dass trotz der Aufhebung von RL 
93/7/EWG mit der Neufassung die Pflichten der Mitgliedstaaten bestehen bleiben. Die Ver-
pflichtungen beziehen sich auf die im Anhang I Teil B der neuen Richtlinie angegebenen 
Rechtsakte, die dort mit Fristen für die Umsetzung in nationales Recht angegeben werden 
müssen (Nr. 7 lit. c lit. ii Interinstitutionelle Vereinbarung 2001). 
Art. 20 Abs. 2 RL 2014/60/EU legt fest, dass jeder Bezug auf die alte RL ab Inkrafttreten der 
Neufassung als Bezugnahme auf die neue Richtlinie gilt. Durch den Einschub von Art. 1 in 
der neuen Richtlinie sind alle Bezugnahmen im Sinne der Entsprechungstabelle unter An-
hang II zu lesen, die die Zuordnung der neuen Artikel zu den alten festlegt. 
In Art. 21 RL 2014/60/EU werden alle unveränderten Bestimmungen79 genannt, die ab dem 
19.12.2015 geltend werden. Im Gegensatz dazu stehen die in Art. 19 Abs.1 Satz 1 RL 
2014/60/EU genannten Artikel, die inhaltlich im Vergleich zur alten RL geändert wurden und 
durch die Mitgliedstaaten bis zum 18.12.2015 übernommen werden müssen, also einen Tag 
vor dem Inkrafttreten der Neufassung der Richtlinie. Dies entspricht auch Nr. 7 lit. c lit. iii der 
Institutionellen Vereinbarung über die systematische Neufassung von Rechtsakten. 
4. VERÄNDERUNGEN ZUR RICHTLINIE 93/7/EWG 
Eine grundlegende Änderung in der neuen Richtlinie 2014/60/EU ist die Erweiterung des 
Schutzbereiches in Art. 1 i.V.m Art. 2 Nr. 1. 
In der alten Richtlinie war für die Eröffnung des Schutzbereiches zum einen die Einstufung 
des Gutes als „nach den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften (…) als ‚nationales Kulturgut 
von künstlerischem, geschichtlichem oder archäologischen Wert“ notwendig. Gleichzeitig 
musste das nationale Kulturgut auch in eine der Kategorien im Anhang der Richtlinie fallen 
(Art. 1 Nr. 1 Gedankenstrich 2) oder Teil einer öffentlichen Sammlung sein (Art. 1 Nr. 1 Ge-
dankenstrich 2 Unterstrich 1).  
Bereits im ersten Bericht der Kommission wurde festgehalten, dass die Mitgliedstaaten ver-
schiedene Meinungen über Wertgrenzen der Kategorien im Anhang hatten.80 Ab dem zwei-
ten Bericht wurde der einschränkende Schutzbereich der Richtlinie in den folgenden Berich-
ten als wichtiger Grund der geringen Nutzung des Rückgabesystems genannt.81  
Diese Einordnung in Kategorien oder die Zugehörigkeit zu einer öffentlichen Sammlung ent-
fällt daher in der neuen Richtlinie. Stattdessen beruht der Schutzbereich der neuen Richtlinie 
allein auf dem Schutzbereich der nationalen Rechtsvorschriften, was den Schutz des Kultur-
erbes auf der Ebene der Mitgliedstaaten verbessert82. Dies sieht für Länder mit einem um-
fassenden Kulturgüterschutz eine große Ausweitung des Schutzbereiches vor. In Ländern 
mit geringerem Schutz oder einer eher allgemein gehaltenen Definition, wie z.B. Deutsch-
                                               
78 ErwGr. 22 RL 2014/60/EU (ABl. L 159). 
79 I.S.d. Nr. 4 Gedankenstrich 3 Interinstitutionelle Vereinbarung vom 28. November 2001, siehe Fn. 47. 
80 Europäische Kommission, Erster Bericht über die Durchführung der Verordnung (EWG) Nr. 3911/92 und der Richtlinie 
93/7/EWG, 25.05.2000, KOM(2000) 325 endg., S. 17. 
81 Europäische Kommission, Zweiter Bericht der Kommission über die Anwendung der Richtlinie 93/7/EWG, 21.12.2005. 
KOM(2005) 675 endg., S. 8; Europäische Kommission, Dritter Bericht der Kommission an den Rat, das Europäische Parlament 
und den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss über die Anwendung der Richtlinie 93/7/EWG des Rates über die 
Rückgabe von unrechtmäßig aus dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats verbrachten Kulturgütern, 30.07.2009, KOM(2009) 
408 endg., S. 6; Europäische Kommission, Vierter Bericht der Kommission an den Rat, das Europäische Parlament und den 
Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss über die Anwendung der Richtlinie 93/7/EWG des Rates über die Rückgabe 
von unrechtmäßig aus dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats verbrachten Kulturgütern, 30.05.2013, KOM(2013) 310 endg., S. 
8.; ErwGr. 8 Satz 3. 
82 Europäische Kommission, Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über die Rückgabe von 
unrechtmäßig aus dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats verbrachten Kulturgütern, 30.05.2013, S. 10. 
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land83, bleibt jedoch Rechtsunsicherheit bestehen. Daher hat das EP in den Trilogsitzungen 
besonders erwähnt, dass der Umfang des Begriffs Kulturgut durch die Länder i.S.d. Art. 36 
AEUV eindeutig bestimmt sein soll84. Dies wurde in ErwGr. 9 festgehalten, der ebenfalls die 
Erfassung von Gegenständen aus illegalen Grabungen erwähnt.  
Basierend auf den Angaben der Mitgliedstaaten sollte die Erweiterung des Schutzbereiches 
eine deutliche Auswirkung auf die bessere Nutzung der Richtlinie haben, insbesondere im 
Einklang mit den folgenden Änderungen in Art. 5 Abs. 3 Nr. 2 und Art. 8 Abs. 1. Problema-
tisch bleiben die unterschiedlichen Schutzumfänge der Mitgliedstaaten, die jedoch durch den 
Subsidiaritätscharakter des Kulturgüterschutzes nicht auf der EU-Ebene beeinflusst werden 
können.  
Art. 4 und 5 beinhalten die Modalitäten der Zusammenarbeit der zentralen Stellen der Mit-
glieder im Bereich des grenzüberschreitenden Kulturgüterschutzes. Die dafür in Art. 4 festge-
legten nationalen zentralen Stellen nehmen durch die Verwaltungszusammenarbeit eine 
wichtige Rolle ein, da „Zusammenarbeit und Konsultation (…) Grundvoraussetzungen für 
den Schutz des Kulturgutschatzes der Mitgliedstaaten“85 sind. Nach dem Auffinden eines 
möglichen Kulturgutes muss nachgeprüft werden, ob es sich um ein Kulturgut nach Art. 2 Nr. 
1 RL 2014/60/EU handelt. Dies beinhaltet u.a. Expertengutachten über die Echtheit oder 
Herkunft des Gutes, als auch die Möglichkeit Maßnahmen zu ergreifen um das Gut zu be-
wahren (ErwGr. 14 Satz 1). 
In der alten Richtlinie hatte der ersuchende Staat zwei Monate für die Überprüfung. Wurde 
die Frist überschritten konnten Art. 5 Nr. 4, 5 nicht mehr angewandt werden. Bei der Neufas-
sung schlug die KOM fünf Monate vor86, die Änderung durch das EP zu sechs Monaten fand 
jedoch seinen Niederschlag in der neuen RL87. Durch die Verlängerung der Frist soll die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit durch die zuständigen Behörden der Mitglieder ver-
bessert und wirksamer werden.88  
Die Bewertung der Verlängerung ist als hoch einzuschätzen. Die Feststellung, ob es sich bei 
dem gefundenen Gut um ein Kulturgut nach nationaler Definition oder Einschätzung handelt, 
ist das Kernelement des Schutzbereichs. Die Verlängerung auf sechs Monate ist in ihrer 
Umsetzbarkeit in die Praxis vor der Durchführung schwierig zu beurteilen. Auf der einen Sei-
te müssen die entstehenden Kosten für die Mitgliedstaaten durch notwendige Maßnahmen 
nach Art. 5 Abs. 1 Nr. 4, 5 in Betracht bezogen werden. Andererseits haben sowohl KOM als 
auch der Rat fünf Monaten vorgeschlagen, welche dann vom Parlament ohne weitere Be-
gründungen im Trilogverhandlungsprotokoll auf 6 Monate verlängert wurde. Somit ist die 
Frist als ausreichend einzuschätzen und in der Umsetzung abzuwarten. 
Eine weitere Fristverlängerung findet sich in Art. 8 Abs. 1 der neuen RL, die sich auf eine der 
am meisten kritisierten Inhalte der alten RL bezieht: die Frist für den Rückgabeanspruch. 
Zum einen wurde die Zeitspanne des Rückgabeanspruchs von ein auf drei Jahre verlängert, 
nachdem der Ort der Belegenheit des Kulturguts und die Identität des Besitzers bekannt 
werden. Die Verlängerung der Frist soll „die Komplexität der grenzüberschreitenden Bezie-
hungen berücksichtigen“89 und die Rückgabe erleichtern90. Die Komplexität bezieht sich u.a. 
                                               
83 Deutsche Bundesregierung, Bericht über die Auswirkungen des Gesetzes zur Ausführung des UNESCO-Übereinkommens 
vom 14. November 1970, 29.03.2013, BT-Drucksache 17/13378, S. 140. 
84 Europäischer Ausschuss für Kultur und Bildung, Arbeitsdokument zu dem Vorschlag für eine Richtlinie, 20.03.2014, 
DT\1023710DE, S. 3 f. 
85 Europäische Kommission, Zweiter Bericht der Kommission über die Anwendung der Richtlinie 93/7/EWG, 21.12.2005. 
KOM(2005) 675 endg., S. 10. 
86 Europäische Kommission, Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über die Rückgabe von 
unrechtmäßig aus dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats verbrachten Kulturgütern, 30.05.2013, S. 10; Rat der Europäischen 
Union, Press Release 3275th Coucil meeting Education, Youth, Culture and Sport, 25./26.11.2013, S. 16 f. 
87 Europäisches Parlament, Standpunkt des Europäischen Parlaments im Hinblick auf den Erlass der Richtlinie 2014/…/EU, 
16.04.2014, EP-PE_TC1-COD(2013)0162, S. 15. 
88 Europäische Kommission, Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über die Rückgabe von 
unrechtmäßig aus dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats verbrachten Kulturgütern, 30.05.2013, KOM(2013) 311 endg., S. 10. 
89 Ebd., S. 10. 
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auf die Sorgfaltspflichten des Staats, u.a. in Bezug auf Art. 6 der neuen RL, als auch auf die 
Dauer für die Vorbereitung einer Klage im ersuchten Staat. Eine Frist von drei Jahren ermög-
licht es dem ersuchenden Staat „unter den bestmöglichen Bedingungen (zu) handeln und 
hätte damit mehr Chancen“91 das Kulturgut zugesprochen zu bekommen.  
Zum anderen bezieht sich eine zweite Änderung auf die Zuweisung der Kenntnisnahme der 
Belegenheit bzw. des Standorts und der Identität des Besitzers durch die zuständige zentrale 
Stelle des ersuchenden Staats. In der alten RL war in Art. 4 nur festgelegt worden, dass der 
ersuchende Staat an sich Kenntnis erhielt. Dies konnte sowohl die Information an die zentra-
le Stelle bedeuten als auch eine Mitteilung an eine Verwaltungsstelle des Staats. Hierauf 
lässt sich u.a. die bemängelnde Zusammenarbeit in den Mitgliedstaaten erklären, durch die 
Informationen innerhalb der Jahresfrist nicht an die zuständigen Stellen gekommen waren92. 
Die Fristverlängerung, vor allem aber die Präzisierung des Fristbeginns durch die Kenntnis 
der zentralen Stellen, sind eine wichtige Voraussetzung für eine bessere Nutzung der Richt-
linie. Sie begünstigen die Vorbereitung, Einreichung und Anstrengung von Klagen zur Rück-
bringung. Ebenfalls wirkt die verbesserte Durchsetzungsfähigkeit der Klage in Zusammen-
hang mit den Veränderungen in Art. 10 RL 2014/60/EU abschreckend für Eigentümer, so-
dass sich die Zahl der außergerichtlichen Einigungen für Rückgaben ebenfalls erhöhen 
könnte.93 
Die Frist zur Verjährung des Rückgabeanspruchs in Bezug auf öffentliche Sammlungen 
i.S.d. Art. 2 Nr. 8 RL 2014/60/EU oder dem Bestandsverzeichnis kirchlicher Einrichtungen 
angehörenden Kulturgüter, die nach nationalen Rechtsvorschriften einem besonderen 
Schutz unterliegen, beträgt weiterhin 75 Jahre nach Ausfuhr des Kulturgutes. In der neuen 
Richtlinie wurde die Ergänzung von Kulturgütern aus anderen religiösen Einrichtungen in den 
Schutzbereich der Richtlinie gestellt, solang sie unter nationale Schutzregeln der Mitglied-
staaten fallen.94 
Art. 10 Abs. 1 RL 2014/60/EU sieht vor, dass bei der angeordneten Rückgabe des Kulturgu-
tes durch das Gericht ebenfalls geprüft werden muss, ob der Eigenbesitzer beim Kauf mit 
erforderlicher Sorgfalt vorgegangen ist. In diesem Fall steht ihm eine angemessene Ent-
schädigung zu. Sowohl ‚erforderliche Sorgfalt‘ als auch ‚angemessene Entschädigung‘ wur-
den nach der alten RL in den Mitgliedstaaten unterschiedlich ausgelegt95 oder im Falle der 
Sorgfalt durch Treu und Glauben96 ersetzt. Dies führt zu unterschiedlichen Voraussetzungen 
für Entschädigungsansprüche. Art. 10 der neuen RL enthält daher einheitliche, aber nicht 
erschöpfte, Kriterien zur Definition der erforderlichen Sorgfalt des Eigenbesitzers. Die Krite-
rien orientieren sich an Art. 4 Abs. 4 und Art. 6 Abs. 2 UNIDROIT-Konvention von 1995. Dies 
führt zu einer Angleichung der Rechtsvorschriften bei den Mitgliedstaaten97 und zur einheitli-
cheren Rechtsprechung.  
Eine weitere Veränderung in Art. 10 Abs. 2 RL 2014/60/EU ist die Umkehr der Beweislast 
zum Eigenbesitzer. Der Eigenbesitzer hat somit nur noch Anspruch auf Entschädigung, 
wenn er nach den festgelegten Kriterien die erforderliche Sorgfalt nachweisen kann. Dies 
                                                                                                                                                  
90 ErwGr. 14 Satz 2. 
91 Europäische Kommission, Begleitdokument: Arbeitsunterlagen der Kommissionsdienststellen, Zusammenfassung der Fol-
genabschätzung, Vorschlag für eine Richtlinie, 30.05.2013, SWD(2013) 188 endg., S. 7, 8. 
92 Europäische Kommission, Erster Bericht über die Durchführung der Verordnung (EWG) Nr. 3911/92 und der Richtlinie 
93/7/EWG, 25.05.2000, KOM(2000) 325 endg., S. 15; Europäische Kommission, Zweiter Bericht der Kommission über die 
Anwendung der Richtlinie 93/7/EWG, 21.12.2005. KOM(2005) 675 endg., S. 8, Punkt 5.2; Europäische Kommission, Dritter 
Bericht der Kommission über die Anwendung der Richtlinie 93/7/EWG, 30.07.2009, KOM(2009) 408 endg., S. 5 f. 
93 Europäische Kommission, Begleitdokument: Arbeitsunterlagen der Kommissionsdienststellen, Zusammenfassung der Fol-
genabschätzung, Vorschlag für eine Richtlinie, 30.05.2013, SWD(2013) 188 endg., S. 8. 
94 ErwGr. 15. 
95 Europäische Kommission, Dritter Bericht der Kommission über die Anwendung der Richtlinie 93/7/EWG, 30.07.2009, 
KOM(2009) 408 endg., S. 6. 
96 Generaldirektion Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen Parlaments, Erste Bewertung einer Folgenabschätzung 
Rückgabe von unrechtmäßig verbrachten Kulturgütern, 2013, PE 514.078, S. 3. 
97 Europäischer Ausschuss für Kultur und Bildung, Bericht über den Vorschlag für eine Richtlinie über die Rückgabe von un-
rechtmäßig aus dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats verbrachten Kulturgütern, 28.01.2014, A7-0058/2014, S. 24. 
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entlastet so zum einem den ersuchenden Staat. Es wirkt sich jedoch auch sensibilisierend 
auf die Teilnehmer des Kunstmarktes aus, auf dass diese die Herkunft eines Kulturgutes 
genauer überprüfen.98 Der positive Einfluss dieser Veränderung auf den Handel von Kultur-
gütern wird auch vom EP geteilt: „Da der Eigentümer meist im Kunsthandel tätig ist, liegt es 
nahe, von ihm zu verlangen, dass er alles tut, um sich der Rechtmäßigkeit des Kulturgutes 
zu versichern, bevor ihm eine Entschädigung gewährt wird.“99  
Bereits das Inkrafttreten der alten RL hatte 1993 die Akteure in den Mitgliedstaaten sensibili-
siert100. Die Angleichung der Rechtsvorschriften durch die Sorgfaltsdefinition, im Besonderen 
aber die Einbeziehung der Eigenbesitzer in die Beweislast, wird einen positiven Einfluss auf 
den Handel mit Kulturgütern haben. Der Schutz kritischer Käufer bei der Frage nach der 
Herkunft von Kulturgütern wirkt als wichtige, nun ergänzte Schutzebene. Außerdem können 
mit den Veränderungen unredlichen und weniger sorgfältigen101 Eigenbesitzern die Entschä-
digung verwehrt bleiben. Die Entwicklung der Art. 10 RL 2014/60/EU aus Problemen der 
Praxis ist hier also durchaus als gut zu bewerten. 
Wie bereits in Art. 16 Abs. 1 der alten RL besteht in der neuen RL nach Art. 17 Abs. 1 die 
Pflicht der Mitgliedstaaten, periodisch einen Bericht über die Richtlinie an die KOM zu ver-
fassen. Der erste Bericht muss der KOM am 18.12.2015 übermittelt werden, dann alle fünf 
Jahre. Inhalt des Berichts ist nicht mehr die Durchführung, sondern die Anwendung der 
Richtlinie.  
Die KOM übermittelt ebenfalls nun alle fünf Jahre einen Bericht an das EP, den Rat und den 
Wirtschafts- und Sozialausschuss nach Art. 17 Abs. 2 RL 2014/60/EU. Dabei handelt es sich 
aber nicht nur um einen Bericht mit der Bewertung der Durchführung, sondern um eine Be-
wertung der Anwendung und der Wirksamkeit. Bereits in den Berichten der KOM seit 1999 
kann man eine Bewertung der Wirksamkeit der Richtlinie erkennen. Neben der Bewertung 
kann der Bericht ebenfalls von geeigneten Vorschlägen begleitet sein.  
Als einzelne Veränderungsmaßnahme wäre die Fristenverlängerung bspw. aus Kostengrün-
den verständlich, im Zusammenhang mit den zum Teil umfassenden Veränderungen ist es 
jedoch bedauernswert, dass die Ergebnisse der RL erst 2020 einer Untersuchung und Aus-
wertung unterzogen werden. Bereits in der ersten Evaluation 1999, nur ein Jahr nach der 
Umsetzung der RL in allen Ländern, konnten bereits erste Fehler und Verbesserungsvor-
schläge gesammelt werden. Gerade aufgrund der verbesserten Verwaltungszusammenar-
beit durch das IMI wäre eine frühere Auswertung wünschenswert. Auch die Kosten und der 
Verwaltungsaufwand sind durch die Nutzung des Online-Systems als deutlich geringer zu 
erwarten. 
5. ZUSAMMENFASSENDE BEWERTUNG UND KRITIK DER RICHT-
LINIE 
Mit der Neufassung der RL wurde der Schutzbereich der RL erweitert und Begriffe genauer 
ausgearbeitet. Der neue Anwendungsbereich sollte keine Schwierigkeiten bereiten. Bereits 
in der alten RL war die Definition von Kulturgütern ein Teil des Anwendungsbereiches, der 
dann durch den Anhang weiter begrenzt wurde. Auch die Anerkennung nationaler Rechts-
vorschriften war bereits seit 1993 ein Teil des Rückgabesystems. Kritisch ist allerdings in 
dieser Hinsicht eine zum Teil fehlende klare Kulturgutdefinition in den Mitgliedstaaten. 
                                               
98 Europäische Kommission, Begleitdokument: Arbeitsunterlagen der Kommissionsdienststellen, Zusammenfassung der Fol-
genabschätzung, Vorschlag für eine Richtlinie, 30.05.2013, SWD(2013) 188 endg., S. 8. 
99 Europäischer Ausschuss für Kultur und Bildung, Bericht über den Vorschlag für eine Richtlinie über die Rückgabe von un-
rechtmäßig aus dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats verbrachten Kulturgütern, 28.01.2014, A7-0058/2014, S. 24. 
100 Europäische Kommission, Erster Bericht über die Durchführung der Verordnung (EWG) Nr. 3911/92 und der Richtlinie 
93/7/EWG, 25.05.2000, KOM(2000) 325 endg., S. 14. 
101 Europäische Kommission, Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über die Rückgabe von 
unrechtmäßig aus dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats verbrachten Kulturgütern, 30.05.2013, KOM(2013) 311 endg., S. 10. 
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Die Verlängerung der Fristen zur Überprüfung eines Kulturgutes und des Rückgabean-
spruchs wird nach Erwartungen der Mitgliedstaaten und der Kommission einen Einfluss auf 
die wachsende Zahl der erfolgreichen Rückgaben haben. Auch die Auswirkungen der Ver-
waltungszusammenarbeit scheinen großes Potential zu haben. Hierbei sind die besonderen 
Stärken sowohl in der Aufhebung der Verständigungsschwierigkeiten als auch in der direkten 
Verbindung von Ansprechpartnern durch die Registrierung zu sehen.  
Eine weitere Veränderung mit noch nicht bewertbarem Einfluss ist die Umkehr der Beweis-
last der Sorgfaltspflicht. Hier wird sich das Ergebnis in der Umsetzung in den Mitgliedstaaten 
zeigen, besonders im Einfluss auf den Kunstmarkt. Die Hoffnung liegt in der Sensibilisierung 
des Marktes und der Wachsamkeit von Käufern, um unrechtmäßig verbrachtes Kulturgut 
schnell und ohne hohe Kosten wieder dem Eigentümer zuzuführen. Auch hier können das 
IMI und die Vernetzung der zentralen Stellen einen großen Einfluss auf die Praxis haben. 
Gerade die Sorgfaltspflicht könnte weniger zu einer steigenden Zahl erfolgreicher Rückgabe-
klagen als zu einer steigenden Zahl der außergerichtlichen Einigungen führen. Somit deuten 
die Veränderungen in der Neufassung auf einen größeren und erweiterten Schutz im Bereich 
der Kulturgüter hin, der das Ziel der Rückgabe verbessern wird. 
Bis zum 19.12.2015 sollten die veränderten Vorgaben aus der Richtlinie 2014/60/EU umge-
setzt werden. Elf Mitgliedsstaaten haben bis zu diesem Datum ihre nationalen Durchfüh-
rungsmaßnahmen der KOM mitgeteilt.102 Ein weiteres Land, das die Richtlinie bereits vor der 
Frist umgesetzt hatte, war Frankreich. Hier wurden die Vorgaben über die Rückgabe von 
unrechtmäßig verbrachten Kulturgütern zusammen mit zwei weiteren Richtlinien103 über die 
Themen Schutzdauer des Urheberrechts und über die Nutzung von verwaisten Werken um-
gesetzt. Da die Umsetzung der Richtlinie 2011/77/EU bereits im Verzug war, wurden die drei 
Richtlinien in einem Gesetzesentwurf zusammen verabschiedet.104 Dafür wurde am 
22.10.2014 ein Gesetzesvorschlag präsentiert, der in Bezug auf Richtlinie 2014/60/EU bspw. 
den erweiterten Anwendungsbereich, der sich nur noch auf die nationale Definition oder Ein-
stufung bezieht. Der französische Schutzbereich beinhaltet nach dem neuen Gesetz u.a. 
auch Museumssammlungen sowie öffentliche und historische Archive.105 Die Umsetzung der 
Richtlinie setzt ebenfalls die Beweislastumkehr auf den Eigenbesitzer fest und setzt die 
Firstverlängerungen um. Für den Gesetzesvorschlag wurde ein beschleunigtes Verfahren 
gewählt, sodass die Nationalversammlung Ende November und der Senat Mitte Dezember 
darüber diskutierten.106 Am 20.02.2015 trat das Gesetz N°2015-195 in Kraft.107 
 
Das Ziel der Novellierung in Deutschland war die Schaffung eines einheitlichen Gesetzes 
durch die Zusammenfassung und Überarbeitung der bisherigen zwei Gesetze (KultgSchG 
und  
KultGüRückG) im Kulturgutschutzgesetz. Nur so könne man Redundanzen und Unschärfe 
sowie Querverweise zwischen den Gesetzen vermeiden.108 Seit dem 06.08.2016 hat das 
KGSG die zwei alten Gesetze abgelöst. 
                                               
102 Diese sind: Tschechische Republik, Dänemark, Griechenland, Kroatien, Lettland, Luxemburg, Ungarn, Malta, Niederlande, 
Schweden, Vereintes Königreich. Vgl. EUR-Lex, Von den Mitgliedstaaten mitgeteilte nationale Durchführungsmaßnahmen 
betreffend: Richtlinie 2014/60/EU (ABl. L 159).  
103 Richtlinie 2011/77/EU des Europäischen Parlamentes und des Rates vom 27. September 2011 zur Änderung der Richtlinie 
2006/116/EG über die Schutzdauer des Urheberrechtes und bestimmter verwandter Schutzrechte, ABl. L 265 vom 11.10.2011, 
S. 1–5; Richtlinie 2012/28/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2012 über bestimmte zulässige 
Formen der Nutzung verwaister Werke, ABl. L 299 vom 27.10.2012, S. 5–12. 
104 Vgl. Ruffin/Robert, France to amend its IP and heritage codes, IPM Dez. 2014/Jan. 2015, S. 36. 
105 Ebd., S. 37. 
106 Vgl. Pecnard/ Fabre, France – a proposal for new laws in the field of copyright and cultural heritage. Hogan Lovells 2014; 
Defaux/ Fontaine, France - Adaption of Copyright and Cultural Heritage Laws, Baker & McKenzie 2014. 
107 LOI n° 2015-195 du 20 février 2015 portant diverses dispositions d'adaptation au droit de l'Union européenne dans les do-
maines de la propriété littéraire et artistique et du patrimoine culturel (1), JORF n°0045 vom 22.02.2015, S. 3294, Nr. 1. 
108 Deutsche Bundesregierung, Bericht über die Auswirkungen des Gesetzes zur Ausführung des UNESCO-Übereinkommens 
vom 14. November 1970, 29.03.2013, BT-Drucksache 17/13378, S. 136. 
 17 
Bereits im Juli 2014 hatte die Bundesregierung eine schriftliche Anhörung mit Experten ein-
geleitet. Kulturhandelsverbände sahen demnach in der Novellierung weniger eine Verbesse-
rung und Vereinfachung des Kulturgüterschutzes als eine forcierte Überarbeitung der Novel-
lierung von 2007. Diese sei damals ein Kompromiss zwischen der Regierung und dem 
Kunsthandel gewesen. Grundsätzlich sehen die Kunsthandelsverbände die Überarbeitungen 
als weitere Einschränkung und Schwächung des Marktes. Eine Ausnahme bildet die mögli-
che Schaffung eines umfassenden Onlineportals.109 Der Deutsche Kulturrat hingegen sah 
besonders die Entwicklungschancen durch einen verstärkten Dialog zwischen den Ebenen, 
die Konkretisierung des Kulturgüterbegriffs sowie einen stärkeren Schutz öffentlicher Samm-
lungen. Im Gegensatz zum Kunsthandel spricht sich der Deutsche Kulturrat zur Begrenzung 
des illegalen Handels für eine Ergänzung des Listenprinzips durch ein Kategorienprinzip aus. 
Übereinstimmung besteht bei der Betonung der Wichtigkeit öffentlicher Datenbanken für na-
tional wertvolle Kulturgüter.110 
Obwohl das neue KGSG sowohl das KultGüRückG als auch das KultgSchG beinhaltet, wer-
den hier die Veränderungen weiterhin auf den Inhalt des ehemaligen KultGüRückG ange-
wandt. 
In § 28 KGSG ist der Schutzbereich der Richtlinie für nationale Kulturgüter im deutschen 
Anwendungsbereich festgelegt. Der Schutzbereich umfasst u.a. nach § 28 Nr. 1 KGSG 
durch die Mitgliedstaaten der EU als nationales Kulturgut eingestuftes oder definiertes Kul-
turgut. Hier ist der zusätzliche Begriff ‚definiert‘ aus Art. 1 der Richtlinie hinzugefügt worden. 
Eine weitere Veränderung des nun erweiterten Schutzbereiches ist der Wegfall des Anhangs 
der RL. 
Der Schutzbereich der neugefassten RL, bestehend aus der jeweiligen nationalen Definition, 
benötigt zum großmöglichsten Schutz von nationalen Kulturgütern eine klare Legaldefinition 
in den Staaten. Diese eindeutige Definition war im deutschen Recht bisher nicht gegeben.111 
Der neue deutsche Schutzbereich von national wertvollem Kulturgut ergibt sich aus § 6 
i.V.m. § 2 Abs. 1 Nr. 10 und § 7 KGSG und bezieht sich weiterhin auf national wertvolle Kul-
turgüter, die in ein Verzeichnis eingetragen sind. Er umschließt zusätzlich öffentliches Eigen-
tum, Kulturgut als Teil einer Kunstsammlung vom Bund oder Ländern sowie Kulturgut, dass 
sich im Eigentum bestimmter Kulturgut bewahrenden Einrichtungen befindet. Es ist jedoch 
abzuwarten, ob die neue Definition zu einer einheitlicheren und umfangreicheren Eintragung 
führen wird, um unrechtmäßig verbrachte deutsche Kulturgüter bestmöglich im Rückho-
lungsprozess schützen zu können. 
In der neuen RL ist es zum Austausch der Begrifflichkeiten ‚Eigentümer‘ und ‚Besitzer‘ durch 
die Begriffe ‚Eigenbesitzer‘ und ‚Fremdbesitzer‘ gekommen, falls ein Kulturgut unrechtmäßig 
verbracht wurde. Die Begriffe finden sich in der Begriffsbestimmung in § 2 Abs. 1 Nr. 4 und 
Nr. 6 KGSG sowie in den Paragrafen zur Sicherstellung von Kulturgut und bei Rückgabe- 
und Entschädigungsansprüchen. Die Zuweisung der Sorgfaltspflicht an den Eigenbesitzer 
als Voraussetzung für einen Entschädigungsanspruch nach Art. 10 Abs.1 RL wurde in § 66 
Abs. 1 KGSG eingebracht. Er steht in Verbindung mit den Sorgfaltspflichten nach §§ 41 ff. 
KGSG, die sich auf das in Verkehr bringen von Kulturgüterschutz generell als auch bei ge-
werblichem Verkauf beziehen. Für die Einfuhr nach Deutschland muss nach § 30 KGSG für 
ein nationales Kulturgut eine gültige Ausfuhrerlaubnis zum Beweis der Rechtmäßigkeit aus 
dem Herkunftsland vorliegen. Bezüglich des inländischen Verkaufs sind in § 41 ff. KGSG 
                                               
109 Vgl. Bundesverband Deutscher Galerien und Kunsthändler, Bundesverband Deutscher Kunstversteigerer, Kunsthändlerver-
band Deutschland, Verband Deutscher Antiquare, Rahmenvorgaben für eine Novellierung des Kulturgutschutzes in 
Deutschland Schriftliche Anhörung zum Gesetzgebungsverfahren - Vorbemerkung der Kunsthandelsverbände, 07.08.2014, S. 
1-4, 9. 
110 Vgl. Deutscher Kulturrat, Novellierung des Kulturgutschutzes in Deutschland, 2014, S. 1-3. 
111 Deutsche Bundesregierung, Bericht über die Auswirkungen des Gesetzes zur Ausführung des UNESCO-Übereinkommens 
vom 14. November 1970, 29.03.2013, BT-Drucksache 17/13378, S. 140. 
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gesetzliche, offene Sorgfaltspflichten festgelegt, sodass grundsätzlich hinreichende Her-
kunftsnachweise vorhanden sein müssen. 
Für die Verwaltungszusammenarbeit zwischen den EU-Mitgliedstaaten ist nach § 3 Abs. 2 
KGSG die für Kultur und Medien zuständige oberste Bundesbehörde zuständig, die Beauf-
tragte der Bundesregierung für Kultur und Medien. Ihre Aufgaben sind in § 62 KGSG festge-
legt und beinhaltet auch Verwaltungszusammenarbeit, die bspw. in Art. 5 Abs. 2 und Art. 7 
Abs. 3 RL festgelegt sind. Sie ist somit Ansprechpartnerin für zentrale Stellen anderer EU-
Länder sowie Sammelstelle aller deutscher Bundesländerbehörden im Bereich der europäi-
schen Angelegenheiten, ohne diese in ihren Rechten oder der Arbeit einzuschränken. Auch 
die jeweiligen Bundesländerbehörden übernehmen nach § 61 KGSG Aufgaben der Verwal-
tungszusammenarbeit. Die Zusammenarbeit und Vernetzung durch das Online-
Gesamtverzeichnis sowie der Zugang zum IMI-System bilden die Grundlage für einen ein-
heitlichen Fluss der Informationen zwischen Bundes- und Landesebene sowie zwischen den 
Bundesländern. Das Binnenmarktinformationssystem benötigt keine explizite Erwähnung im 
Gesetz, um als Kommunikations- und Übermittlungsportal um für eine verbesserte, EU-weite 
Zusammenarbeit zu dienen.  
Die Veränderung der Überprüfungsfrist für mögliche unrechtmäßig aus- oder eingeführte 
Kulturgüter aus Art. 5 Abs. 1 Nr. 3 RL findet sich in § 61 Abs. 2 KGSG, die neue Frist des 
Rückgabeanspruchs von nun drei Jahren aus Art. 8 Abs. 1 RL 2014/60/EU in § 55 Abs. 3 
KGSG. Dies sollte zu einer Vereinfachung und Verbesserung der Verwaltungszusammenar-
beit auf europäischer und deutscher Ebene führen. 
Begrüßenswert ist im KGSG die Aufhebung der Trennung der Verzeichnisse von Kultur- und 
Archivgütern sowie das Internetportal nach § 4 KGSG, dass nach § 16 Abs. 1 KGSG die 
Verzeichnisse aller nationalen Kulturgüter zentral und länderübergreifend veröffentlicht. Dies 
hebt nicht nur die 33 unterschiedlichen Verzeichnisse von Archiv- und Kulturgut aller Bun-
desländern sowie des Bundes (§ 1 Abs. 1 und §10 Abs. 1KultgSchG) auf. Die Zusammenle-
gung vereinfacht ebenfalls Rechtspraxis und Verwaltungszusammenarbeit sowie die Aus-
sparung von Dopplungen und Sonderreglungen. Die in Deutschland gebotene Veröffentli-
chungspflicht der Verzeichnisse sowie Veränderungen wurden durch das Internetportal zum 
Teil abgelöst. Zwar müssen die Einleitung oder Beendigung eines Einleitungsverfahrens zur 
Eintragung sowie Änderungen weiterhin im Bundesanzeiger bekannt gegeben werden. Den-
noch können durch eine zentrale Darstellung aller nationalen Kulturgüter erhebliche Kosten 
eingespart sowie die Zusammenarbeit der Verwaltungen erleichtert werden, insbesondere 
mit Blick auf die Einführung des IMI-Systems auf europäischer Ebene. Auch die Möglichkeit 
des Zugriffs der Öffentlichkeit auf ein Online-Gesamtverzeichnis112 sind ein Fortschritt in 
Richtung Transparenz und der Zugänglichkeit zu Informationen. Dies kann nun unter ande-
rem potentiellen Käufern im europäischen Ausland bei der Erfüllung ihrer Sorgfaltspflicht 
gute Dienste leisten. 
Neben den im KGSG aufgenommenen Änderungen gibt es weitere im Vorfeld der Überarbei-
tung erörterte Möglichkeiten zur Verbesserung, die nicht aufgegriffen wurden. Hierzu gehört 
bspw. eine Verbesserung der Eintragungspraxis durch die Einführung genereller Kategorien, 
die eine Ausfuhrgenehmigung benötigen. Für die Ausfuhr aus EU-Gebiet gilt dies nach Ver-
ordnung (EG) Nr. 116/2009 bereits. Deutschland hätte durch die Einführung auch seiner 
Pflicht nach Art. 6 UNESCO-Übereinkommen nachkommen können. Da eine mögliche Aus-
fuhr von nicht eingetragenen Kulturgütern aus den Kategorien eine Anmeldung bei den Be-
hörden voraussetzt, gäbe dies den Behörden die Möglichkeit, schützenswertes Kulturgut vor 
                                               
112 Vgl. Bundesverband Deutscher Galerien und Kunsthändler, Bundesverband Deutscher Kunstversteigerer, Kunsthändlerver-
band Deutschland, Verband Deutscher Antiquare, 07.08.2014, S. 9; Deutsche Bundesregierung, Bericht über die Auswirkungen 
des Gesetzes zur Ausführung des UNESCO-Übereinkommens vom 14. November 1970, 29.03.2013, BT-Drucksache 
17/13378, S. 137 
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der Ausfuhr als national wertvolles Kulturgut einzutragen. Diese Idee wird aber stark von 
Kunsthandelsverbänden kritisiert113 und fand keinen Niederschlag im neuen Gesetz. 
 
                                               
113 Vgl. Bundesverband Deutscher Galerien und Kunsthändler, Bundesverband Deutscher Kunstversteigerer, Kunsthändlerver-
band Deutschland, Verband Deutscher Antiquare, 07.08.2014, S. 3. 
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V. FAZIT 
Diese Arbeit zeigt die Entwicklung des Rückgabeanspruchs der Staaten der Europäischen 
Gemeinschaft und der Europäischen Union in Bezug auf unrechtmäßig verbrachte Kulturgü-
ter seit 1993 auf. Kapitel II umfasst die Entstehung und Inhalt der RL, die durch die Schaf-
fung des Binnenmarktes notwendig wurde. Dies bedeutete damals die Neuschaffung eines 
Schutzsystems in einem Raum ohne zwischenstaatliche Grenzen.  
Da die unrechtmäßige Verbringung durch den Wegfall der zwischenstaatlichen Grenzkontrol-
len nur begrenzt aufgehalten werden konnte, führte die Richtlinie 93/7/EWG ein neuartiges 
Rückgabesystem von unrechtmäßig verbrachten Kulturgütern ein. Der Anwendungsbereich 
der Richtlinie umfasste die nach nationalem Recht eingestuften wertvollen Kulturgüter, die 
nach dem 31.12.1992 unrechtmäßig aus dem Hoheitsgebiet des Heimatstaates verbracht 
wurden. Eine weitere Einschränkung erfuhr der Anwendungsbereich durch den Anhang der 
Richtlinie aus Kategorien sowie Wert- und Altersgrenzen. Nur bei der kumulativen Erfüllung 
des Anwendungsbereiches war der Schutzbereich eröffnet. Die Mitgliedstaaten waren mit 
einer Pflicht der Zusammenarbeit und Kooperation verbunden. Dies bezog sich sowohl auf 
die Unterrichtung beim Fund eines fremden Kulturguts als auch auf die Unterstützung bei 
Nachforschungen nach Kulturgütern, der Identifikation von Eigentümern und bei der Durch-
setzung von Rückgabeklagen.  
Im Kapitel III wird kursorisch die Umsetzung der alten Richtlinie in Deutschland aufgezeigt 
sowie auch der Schutz deutscher Kulturgüter vor der Abwanderung. Das Kulturgüterschutz-
gesetz bildet die Grundlage für den Rückgabeanspruch der Richtlinie. Hier wird das deut-
sche national wertvolle Kulturgut definiert, als das dessen Fehlen ein wesentlicher Verlust für 
den deutschen Kulturbesitz bedeuten würde. Auch stellt das KultgSchG das Listenprinzip 
und die Veröffentlichung der Eintragung von national wertvollen Gütern als Schutzbereich 
fest. Damit zusammenhängend befasst sich das Kulturgüterrückgabegesetz mit der Rückga-
be von unrechtmäßig nach Deutschland verbrachten wertvollen Kulturgütern aus EU- und  
UNESCO-Vertragsstaaten. Sowohl in dem UNESCO-Übereinkommen von 1970 als auch in 
der Richtlinie werden die Rückgabesysteme vorgeschrieben, die ihre Umsetzung in das 
deutsche Recht im KultGüRückG finden. Seit der Novellierung 2007 haben sich vermehrt 
Rechtslücken und Problematiken in der Praxis gezeigt, sodass auf Basis der neuen Richtlinie 
2016 ein neues, einheitliches Kulturgutschutzgesetz angenommen wurde. 
2013 wurde die Neufassung der Richtlinie 93/7/EWG eingeleitet, aus der die neue Richtlinie 
2014/60/EU entstand. Grundlegende Veränderungen zur alten Richtlinie waren die Erweite-
rung des Anwendungsbereichs, die Einführung des Binnenmarkinformationssystems, die 
Umkehr der Beweislast für die gebotene Sorgfalt an den Eigenbesitzer sowie die Verlänge-
rung von zwei Fristen.  
Die Erweiterung des Anwendungsbereichs entstand durch die Streichung des Anhangs. So-
mit sind nur noch die nationalen Definitionen der Mitgliedstaaten ausschlaggebend für den 
Schutz von Kulturgütern. Das Binnenmarktinformationssystem ist eine internetbasierte An-
wendung der Kommission, die die Zusammenarbeit der zuständigen nationalen Stellen struk-
turiert und Sprachbarrieren durch vorprogrammierte Übersetzungen verringert. Hierdurch soll 
die Zusammenarbeit der zentralen Stellen in den Mitgliedstaaten verbessert werden. Durch 
die Beweislastumkehr hat der Eigenbesitzer eines unrechtmäßig verbrachten Kulturgutes nur 
dann bei einer Rückgabeklage Anspruch auf Entschädigung, wenn er nachweisen kann, 
dass er beim Kauf mit der gebotenen Sorgfalt vorgegangen ist. Die Begriff Sorgfalt ist eben-
falls nicht-erschöpfend definiert. Außerdem wurde die Frist zur Überprüfung eines Guts auf 
die Voraussetzungen der neuen Richtlinie sowie die Frist des Rückgabeanspruchs verlän-
gert. Die Dauer der Fristen in der alten Richtlinie konnte die Komplexität der zwischenstaatli-
chen Beziehungen nicht wiederspiegeln und wurden bereits 1999 von den Mitgliedstaaten 
als zu kurz gesehen. Mit dem Verstreichen von Fristen vor der Beendigung einer Untersu-
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chung oder dem Einreichen einer Rückgabeklage konnten die jeweiligen Kulturgüter nicht in 
den Heimatstaat zurückgeführt werden. 
Bereits die alte Richtlinie hatte einen merkbaren Sensibilisierungseffekt auf die Teilnehmer 
des Kunsthandels gezeigt, der sich auch in der Zahl der außergerichtlichen Einigungen zu 
einer Rückgabe zeigten. Die Verbreiterung der neuen Richtlinie, besonders aber die Beweis-
lastumkehr bei der Sorgfaltsfrage, sollte einen ähnlichen Effekt haben und die Anzahl der 
erfolgreichen Rückholungsklagen und außergerichtlichen Einigungen erhöhen. Die Verbreite-
rung und Ausweitung der Richtlinie sollte in der Umsetzung zu einer größeren Rückgabezahl 
führen und ist somit als eine positive Neuschaffung zu sehen. Diese Ansicht bezieht sich 
allerdings auf den Schutzgedanken von Kulturgut. Der Kunstmarkt wird die geplanten Verän-
derungen eher als Hinderungsgrund seiner Arbeit sehen, da er für einen möglichst freien und 
uneingeschränkten Markt eintritt. 
Die Umsetzung in den Mitgliedstaaten ist inzwischen größtenteils ein Kraft getreten. So gibt 
es bereits konkrete Pläne in Frankreich und Deutschland. Deutschland hat der Umsetzung 
der neuen Richtlinie gleich eine Novellierung seines Kulturgüterschutzes angeschlossen. 
Wie der letzte Teil der Arbeit zeigt, gibt es einige Bereiche, wie die gesetzlich geregelte 
Sorgfaltspflicht auf dem Kunstmarkt ebenso wie eine klare Legaldefinition des deutschen 
Kulturbegriffs, die sich auf die Umsetzung und die Praxis des Rückgabesystems der neuen 
Richtlinie beziehen werden. Die Umsetzung der anderen Länder sowie der erste Bewer-
tungsbericht der Kommission in 2020 sind daher mit Spannung zu erwarten, ebenso wie die 
Auswirkungen auf den Kunstmarkt. 
 
 iv 
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